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✹ Asylwerber*innen wird 
die Möglichkeit genommen, 
Bescheide vor dem Ver-
waltungsgerichtshof zu 
bekämpfen. Der Unabhän-
gige Bundesasylsenat wird 
in einen „Asylgerichtshof“ 
umgewandelt: kein An-
spruch mehr auf rechtli-
che Vertretung oder auch 
nur Rechtsberatung. Si-
gnifikanter Rückgang der 
Anerkennungsquoten.

✹ Vorarlberg setzt euro-
paweit das erste Moschee- 

und Minarettbauverbot 
durch. Kärnten beschließt 
im Dezember ein ähnliches 
Verbot.

✹ Österreich ratifiziert 
das UN-Übereinkommen 
über die Rechte von Men-
schen mit Behinderung. 
Weiterhin besteht großer 
Handlungsbedarf zur Re-
alisierung der Inhalte und 
Ziele der UN-Konvention. 

✹ 1. Mai: Der nigerianische Staatsbürger Marcus 
Omofuma wird bei seiner Abschiebung nach Bulga-
rien getötet. Gründung der Plattform für eine Welt 
ohne Rassismus. 2002 endet der Prozess gegen die 
Polizisten, die Omofuma begleiteten, mit bedingten 
Freiheitsstrafen.
 
✹ 27. Mai: Im Zuge der Operation Spring – größte kri-
minalpolizeiliche Aktion der Zweiten Republik – nehmen 
österreichweit 850 PolizistInnen massenhaft Men-
schen afrikanischer Herkunft fest. Gegen rund 120 
Personen werden Justizverfahren eingeleitet. 

✹ Novelle des Staatsbürgerschaftsgesetzes: Für 

✹ Frühjahr: Eröffnung der 
überarbeiteten Wehrmachts-
ausstellung (erstmals 1995 
in Österreich) in Wien, die das 
Bild von der „sauberen Wehr-
macht“ in Frage stellt. 

✹ Aufhebung und Außer-
kraftsetzung des § 209 durch 
den VfGH. § 209 sah bis dahin 
eine höhere Mindestalters-
grenze für homosexuelle 
Handlungen zwischen Män-
nern vor (18 Jahre statt 14 

Jahre wie für heterosexuelle 
und lesbische Beziehungen).

✹ Beginn der Projekte im 
Rahmen der europäischen 
Gemeinschaftsinitiative 
EQUAL. Bildung von Entwick-
lungspartnerschaften zur ge-
meinsamen Entwicklung und 
Umsetzung von Strategien 
gegen Diskriminierung und 
Ungleichheiten am Arbeits-
markt.

den Erhalt der Staatsbürgerschaft müssen erstmals 
Deutschkenntnisse nachgewiesen werden.

✹ Einführung des Roman als Unterrichtssprache an 
burgenländischen Schulen.

✹ Juli: der Bundesverband der Israelitischen Kul-
tusgemeinden richtet eine Anlaufstelle für jüdische 
NS-Opfer und deren Angehörige ein.

✹ Bei den Nationalratswahlen im Oktober wird die FPÖ 
zweitstärkste Partei vor der ÖVP. Im November erfolgt 
die erste Großdemonstration „Keine Koalition mit dem 
Rassismus“ in Wien. Get to Attack wird gegründet.

✹ Ulrike Lunacek zieht als erste offen lesbische 
Politikerin in den österreichischen Nationalrat ein.

✹ Zahlreiche Demonstrationen gegen rassistische 
Polizeigewalt unter Beteiligung der African Commu-
nitys in Wien.

✹ Februar: Beginn der Ära „Schwarz-Blau“ mit der 
ÖVP-FPÖ-Koalitionsregierung. Proteste im In- und 
Ausland, die EU-14 verhängen Sanktionen gegen Ös-
terreich. Donnerstagsdemos und Gründung zahlrei-
cher Initiativen gegen „Schwarz-Blau“, u. a. Wiener 
Wahl Partie, TschuschInnenpower und ANAR.

✹ Aus Protest an der Regierungsbeteiligung der FPÖ 
zieht Israel seinen Botschafter aus Österreich ab.

✹ Das Bundesministerium für Frauenangelegenhei-
ten wird abgeschafft. Der Minister für soziale Sicher-
heit und Generationen, Herbert Haupt (FPÖ), ist nun 
auch für Frauenpolitik zuständig. 2001 wird im Minis-
terium die Abteilung für Männerfragen eingerichtet.

✹ Vor dem Hintergrund einer Zunahme an rassis-
tischen Übergriffen und Wahlerfolgen rechtspopu-
listischer Parteien verabschiedet die EU Antidiskri-
minierungsrichtlinien. 

✹ Die grundlegenden Rechte der Volksgruppen wer-
den in die österreichische Bundesverfassung aufge-
nommen: Einführung einer Staatszielbestimmung zum 

Minderheitenschutz in 
Artikel 8 der Bundesverfassung.

✹ Nachdem in Kärnten bereits 1972 mit 
der Errichtung zweisprachiger Ortstafeln 
begonnen wurde, werden nun auch im Burgen-
land 51 zweisprachige Ortstafeln aufgestellt.

✹ Im österreichischen Nationalrat wird das Versöh-
nungsfondsgesetz beschlossen. In der Folge wird 
der österreichische Versöhnungsfonds ins Leben 
gerufen, um Zahlungen an Opfer der NS-Zwangsar-
beit zu leisten.

✹ 16. Oktober: Die IM erhält gemeinsam mit den an 
der Ausarbeitung eines Antidiskriminierungsgeset-
zes beteiligten Organisationen den Bruno-Kreisky- 
Preis für Verdienste um die Menschenrechte.

✹ 25. November: Eröffnung des Mahnmals für 
die jüdischen Opfer der Shoah am Juden-
platz in Wien. 

✹ Wiener Sozialdienste initiieren mit „Pflege unterm Regenbogen“ einen 
Beratungsdienst für die LGBTIQ-Community.

✹ Protestmarsch von Geflüchteten und Unterstützer*innen von der Erst-
aufnahmestelle Traiskirchen nach Wien, Errichtung des „Refugee Protest 
Camp“ im Sigmund-Freud-Park, Räumung am 28. Dezember. 

✹ Schriftliche Anfrage der 
Grünen betreffend Raub und 
Arisierung in der NS-Zeit in 
Österreich bzw. den materi-
ellen Schaden der NS-Opfer 
insgesamt. 

✹ Aufhebung der Sonderpa-
ragraphen § 220 und § 221 im 
österreichischen Strafrecht, 
die bis dahin ein Werbe- und 
Vereinigungsverbot für Ho-
mosexuelle festlegten.

✹ Mit Maria Vassilakou wird 
erstmals eine eingebürgerte 
Einwanderin Gemeinderätin. 
2008 zieht mit Alev Korun 
die erste Abgeordnete mit 
migrantischem Hintergrund 

in den österreichischen Nati-
onalrat ein. 2010 wird Maria 
Vassilakou die erste grüne 
Vizebürgermeisterin Wiens. 

✹ Gründung von Pamoja – Be-
wegung der jungen afrikani-
schen Diaspora in Österreich.

✹ 29. Juni: Erste Regenbo-
genparade in Wien.

✹ Die Grünen stellen im 
Parlament einen Antrag auf 
Aufnahme einer Nichtdiskri-
minierungsklausel für Men-
schen mit Behinderung.

✹ Die Initiative Minderheiten 
ruft das Minderheitenjahr aus. 
Zahlreiche Veranstaltungen, u. a. 
Tagung der Minderheiten und 
Präsentation der Wanderaus-
stellung „Kolaric“ im Parlament.

✹ 27. April: Enthüllung einer Ge-
denktafel für die in Mauthausen 
ermordeten Roma und Sinti. 
1998 folgt ein Mahnmal für alle 
dem Nationalsozialismus zum 
Opfer gefallenen Roma und Sinti.

✹ Eröffnung des psychosozi-
alen Zentrums ESRA zur Be-
treuung von Überlebenden der 
NS-Verfolgung und deren Nach-
kommen in Wien. 2011 bekommt 
ESRA den Bruno-Kreisky-Preis 
für Verdienste um die Men-
schenrechte.

✹ „Aktion Standesamt“ im 
Wiener Rathaus. Die HOSI or-
ganisiert eine schwul/lesbische 
Doppelhochzeit. 

✹ Die sogenannte „Integrationsvereinba-
rung“ tritt in Kraft. Diese sieht u. a. ver-
pflichtende Deutschkurse für Drittstaats-
angehörige vor. Bei Nicht-Erfüllung droht die 
Ausweisung. 

✹ Ausarbeitung der ersten antidiskrimi-
natorischen Betriebsvereinbarung durch 
die Initiative Minderheiten. Umsetzung u. a. 
durch die Akademie der bildenden Künste 
Wien.

✹ Asylgesetznovelle: Ausweitung der Mög-
lichkeiten zur Verhängung von Schubhaft, 
Reduzierung der aufschiebenden Wirkung 
von Beschwerden, Abschaffung der Mög-
lichkeit, im Ausland Asylanträge zu stellen.

✹ In Wien wird das Wahlrecht für Zugewan-
derte auf Bezirksebene beschlossen. 2004 
wird dieses vom VfGH wieder aufgehoben.

✹ Der mauretanische Staatsbürger Seibane 
Wague stirbt im Zuge eines Polizei- und Ret-
tungseinsatzes im Wiener Stadtpark. Eine 
private Videoaufzeichnung dokumentiert 
den Einsatz. Im folgenden Gerichtsverfah-
ren werden acht der zehn Angeklagten frei-
gesprochen, zwei erhalten Freiheitsstrafen 
auf Bewährung. 

✹ Mit der Änderung des Berufsausbildungsge-
setzes wird die Teilqualifizierung und damit die 
Integration von Menschen mit Behinderung in 
der Berufsschule gesetzlich ermöglicht. 

✹ Durch die Novellierung des österreichischen Gleichbe-
handlungsgesetzes erfolgt eine Integration der EU-An-
tidiskriminierungsrichtlinien. Ein Verbot der Diskrimi-
nierung aus Gründen des Geschlechts, der ethnischen 
Zugehörigkeit, der Religion oder Weltanschauung, des 
Alters und der sexuellen Orientierung wird erstmals im 
österreichischen Recht implementiert. 

✹ Die Ausstellung „Gastarbajteri“ der Initiative Min-
derheiten im Wien Museum arbeitet die Geschichte 
der 40-jährigen Arbeitsmigration nach Österreich auf. 
17.913 Besucher*innen.

✹ Einführung der persönlichen Assistenz am Arbeits-
platz für Menschen mit Behinderung.

✹ Gründung der europäischen Agentur Frontex zur 
Sicherung der EU-Außengrenzen. Frontex gilt als Aus-
druck gemeinsamer europäischer Abwehrmaßnahmen 
gegen Flüchtlinge. Bilanz der Abschottung: bis zu 4.000 
Tote pro Jahr. 

✹ Die 2003 verabschiedete EU-Richtlinie 
zum Schutz vor Diskriminierung für lang-
fristig aufenthaltsberechtigte Drittstaats-
angehörige wird umgesetzt; ihr Rechtssta-
tus wird jenem von EU-Bürger*innen teilweise 
angeglichen, Unterschiede nach Staatsbür-
gerschaft bleiben. In Folge wird in Österreich 
der Gemeindebau für diese Gruppe geöffnet 
sowie das passive Betriebsratswahlrecht für 
Drittstaatsangehörige eingeführt.
 
✹ 20. November: In Wien findet erstmals 
der International Transgender Day of 
Remembrance statt. Dabei soll Trans als 
geschlechtliche und geschlechterüber-
schreitende Lebensweise sichtbar gemacht, 
gefeiert sowie ermordeter Transmenschen 
gedacht werden.

✹ Beschluss eines Behindertengleichstel-
lungs-Begleitgesetzes, mit dem diskriminie-
rende Berufszugangsschranken beseitigt 
werden sollen. Der Begriff der „körperli-
chen und geistigen Eignung“ wird aus den 
Berufsgesetzen gestrichen. Nunmehr haben 
auch Menschen mit Behinderung Zugang zum 
Lehrer- oder Richteramt.

✹ Start der IM-Bil-
dungsmentoringprojekte 

für Geflüchtete: „BILDMENT 
– Inklusives Bildungsmentoring 

für Geflüchtete“ (2016–2019) und 
„PeerMent – Peer-Mentoring und Bio-
grafiearbeit“ (2019–2021). 

✹  Die EU-Richtlinie bezüglich der 
Barrierefreiheit von Verkehrsmitteln 
und öffentlich zugänglichen Gebäuden 
tritt in Kraft.

✹ Eine Verschärfung des österreichi-
schen Asylrechts wird beschlossen. 
Der Asylstatus wird auf maximal drei 
Jahre befristet. Die Regelung gilt für 
alle Flüchtlinge, die ab dem 15. Novem-
ber 2015 einen Asylantrag gestellt 
haben.

✹  25 Jahre Initiative Minderheiten | 
25 Jahre Stimme.

✹ Aktionstage: „Flucht-Migration-De-
mokratie“. Eine Veranstaltung der 
Initiative Minderheiten in Kooperati-
on mit Center for Advanced Studies 
South Eastern Europe, ERSTE Stif-
tung, Institut für die Wissenschaften 
vom Menschen, asylkoordination ös-
terreich, arge region kultur, GBW Min-
derheiten, Interkulturelles Zentrum und 
Karl-Renner-Institut

✹   Die Initiative Minderheiten Tirol 
veranstaltet die „Ersten Jenischen 
Kulturtage“. 

1992

✹ 20. Jahrestag der Eröffnung der Gedenkstätte KZ 
Loibl Nord.

✹ Der Travestiekünstler Tom Neuwirth gewinnt als 
die  Kunstfigur  Conchita Wurst den Eurovision Song 
Contest für Österreich.

✹ Gründung des Magazins fresh – Black Austrian 
Lifestyle.

✹ Der Wiener Verein Pamoja protestiert gegen Black-
facing bei den Wiener Festwochen.

✹ Plakatkampagne „50 Jahre Anwerbeabkommen 
Österreich – Türkei“ mit Originalzitaten aus den Jah-
ren 1962 bis 1964.

Zeitschrift. 2004 stellt die Stadt Wien die Subven-
tionen ein.

✹ Beginn einer Serie von Brief- und Rohrbombenat-
tentaten gegen Institutionen, Vereine und Personen, 
die sich für Minderheiten einsetzen. 

✹ Kroatische Organisationen beschicken erstmals 
den Volksgruppenbeirat. 

✹ Einbeziehung von Müttern nicht-österreichischer 
Staatsbürgerschaft in die Geburtenbeihilfe.

✹ Bundespflegegeld tritt in Kraft. Menschen mit 
Behinderung erhalten je nach Behinderungsgrad 
und Assistenzbedarf in sieben Stufen Geldleistun-
gen, mittels derer sie sich selbständig Hilfe organi-
sieren können. Der Einführung des Gesetzes gehen 
jahrzehntelange Kämpfe der Behindertenverbände 
voraus. 

✹ Eine Novelle des Schulorganisationsgesetzes 
ermöglicht die Integration von Kindern mit Behin-
derung in die Volksschule, wird in der Folge auf die 
Sekundarstufe 1 ausgeweitet. 

✹ Mit 1. 1. 1993 löst das Fremden-
gesetz das Fremdenpolizeigesetz 1954 

und das Passgesetz 1969 ab. Das 1992 be-
schlossene Aufenthaltsgesetz tritt im Juli in Kraft 

und führt erstmals Quoten für Neuzuwanderung und 
Familienzusammenführung ein. Erstantrag auf Zuwan-

derung muss im Ausland gestellt werden. Zahlreiche 
Proteste und Demonstrationen. 

✹ Gründung von SOS Mitmensch. Großkundgebung 
„Lichtermeer“ mit 300.000 Teilnehmenden gegen das 
FPÖ-Volksbegehren „Österreich zuerst“. Das Volksbe-
gehren (416.531 Unterschriften) wird von der Regierung 
zurückgewiesen. Begründung: Die meisten Forderungen 
seien schon erfüllt.

✹ Novelle des Staatsbürgerschaftsgesetzes führt zu ei-
ner entscheidenden Verbesserung für im Nationalsozialismus 

vertriebene ehemalige österreichische Staatsbürger*innen. 
Aufgabe der neuen Staatsbürgerschaft und eine Wohnsitzbe-

gründung in Österreich sind für den (Wieder-)Erhalt der Staats-
bürgerschaft nicht mehr nötig.

✹ Bundeskanzler Franz Vranitzky bittet am 9. Juni in Jerusalem die Opfer 
der österreichischen NS-Täter*innen im Namen der Republik um Verzeihung. 
1994 hält Thomas Klestil als erster österreichischer 
Bundespräsident vor dem Knesset eine Rede.

✹ Gründung des Vereins ECHO zur 
Unterstützung von Jugendlichen 
sogenannter zweiter und dritter 
Migrant*innengeneration. He-
rausgabe der gleichnamigen 

✹ Eröffnung der Ausstellung „Romane 
Thana – Orte der Roma und Sinti“ im 
Wien Museum.

✹ Heftige Kritik gegen die Mödlinger 
Vienna Business School wegen Einfüh-
rung „Amtssprache Deutsch“ im Schul-
gebäude.

✹ Frauen, deren eingetragene Partne-
rinnen oder Lebensgefährtinnen durch 
medizinisch unterstützte Fortpflan-
zung ein Kind bekommen, haben künftig 
Anspruch auf Elternkarenz.

✹ Zum 100. Jahr des Genozids 
an Armenier*innen wird welt-
weit an der bis zu 1,5 Millionen Opfer 
gedacht. 

✹ Eröffnung des Menschenrechtsbüros 
der Stadt Wien.

✹ Drastischer Anstieg von Flucht und 
Vertreibung, insbesondere aus Syrien, 
Afghanistan und Somalia. Mehr als drei 
Millionen Menschen allein aus dem Kriegs-
gebiet Syrien auf der Flucht, eine Million 
davon Richtung Europa. 

✹ Tod von Ceija Stojka, Überleben-
de von drei Konzentrationslagern. 
Zum Gedenken an die Künstlerin 
ruft der österreichische PEN-Club 
den Roma Literaturpreis ins Leben. 

✹ Gründung der Black-Lives-Matter- 
Bewegung nach dem Freispruch 
von George Zimmermann, Mörder 
des 17-jährigen afroamerikani-
schen Schülers Trayvon Martin.

✹ Österreich ratifiziert die soge-
nannte Istanbul-Konvention – das 

Übereinkommen des Europarats zur 
Verhütung und Bekämpfung von Ge-
walt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt.

✹ SOS Mitmensch organisiert die 
erste österreichische Pass-Egal-
Wahl parallel zur 25. Nationalrats-
wahl. 64 % der Stimmen gehen an 
die Grünen.

✹ Symposium der Initiative Minder-
heiten „Mehrsprachigkeit in Wien 
historisch betrachtet“. 

✹ Die 15-jährige Arigona 
Zogaj taucht vor ihrer Ab-
schiebung in den Kosovo 
unter und lenkt die öffent-
liche Aufmerksamkeit für 
einen kurzen Augenblick 
auf die in verstärktem 
Maße stattfindenden 
Abschiebungen. Arigona 
wird zur Symbolfigur für 
ein unmenschliches Ab-
schiebesystem.

✹ Auf Initiative der Grünen findet im Juni ein Par-
lamentsenquete zur Erfassung der wirtschaftli-
chen Schäden der NS-Opfer in Österreich statt. 
Terezija Stoisits fordert die Einrichtung einer An-
laufstelle sowie die Schaffung eines nationalen Ge-
denktages für die Opfer des Nationalsozialismus. 

✹ November: Beschluss der Einrichtung eines 
offiziellen Gedenktages für die Opfer des NS-Re-
gimes am 5. Mai, dem Tag der Befreiung des Kon-
zentrationslagers Mauthausen. 

✹ Verabschiedung des Fremdengesetzes 1997: 
Aufenthaltsverfestigung für Migrant*innen nach 

acht Jahren Niederlassung. Familiennachzug für 
Kinder bis zum 14. Lebensjahr, der VfGH erhöht 
die Altersgrenze auf 15 Jahre.

✹ Frauenvolksbegehren „Alles, was Recht ist“ 
des Unabhängigen Frauenforums (645.000 Un-
terschriften). 

✹ Aufnahme des Benachteiligungsverbots für 
Menschen mit Behinderung und des Staatszie-
les der Gleichbehandlung behinderter und nicht 
behinderter Menschen in den Artikel 7 der Bun-
desverfassung.

✹ Der Nationalrat in Wien ratifi-
ziert die „Rahmenkonvention zum 
Schutz nationaler Minderheiten“. 
Europäische Staaten verpflich-
ten sich hiermit zu einheitlichen 
Mindeststandards im Minderhei-
tenschutz.

✹ 1. Oktober: Einsetzung einer 
Historikerkommission zur Unter-
suchung von Vermögensentzug auf 
dem Gebiet der Republik Österreich 
während der NS-Zeit sowie Rück-
stellungen bzw. Entschädigungen 
nach 1945. 

✹ Initiative Minderheiten, Ludwig 
Boltzmann Institut für Menschen-
rechte, amnesty international, HOSI 
Wien, SOS-Mitmensch, Initiative 

Selbstbestimmt Leben und helping 
hands beginnen ein Antidiskrimi-
nierungsgesetz auszuarbeiten. 
2001 wird der Entwurf präsentiert, 
findet jedoch keine Berücksichti-
gung im österreichischen Gleich-
behandlungsgesetz von 2004.

✹ Unter der Schirmherrschaft der 
Initiative Minderheiten wird VIGA 

– Vienna International Gay Associ-
ation gegründet. Weitere migran-
tisch-queere Organisationen folgen: 
2002 LesMAus, 2004 ViennaMix, 
2009 MiGaY, 2010 Orqoa.

✹ Orange 94.0, eine mediale Platt-
form für minorisierte Gruppen in 
den Massenmedien, geht on air. 
Gründung von Radio STIMME.

✹ Europäische Charta der Regional- und Minder-
heitensprachen tritt in Österreich in Kraft.

✹ Mai: Entschädigungsfondsgesetz tritt in Kraft.

✹ Juni: In der Nacht vor der Eröffnung der Aus-
stellung „Aus dem Leben. Die nationalsozialisti-
sche Verfolgung der Homosexuellen in Wien 1938 
bis 1945“ am Wiener Heldenplatz wird diese Ziel 
eines Anschlags.

✹ Der VfGH hebt den im Volksgruppengesetz 1976 
vorgeschriebenen Slowen*innenanteil von 25 % 
als Voraussetzung für zweisprachige Ortstafeln 
in Kärnten auf. Bereits in Ortschaften mit 10 % 

zweisprachiger Bevölkerung sollen zweispra-
chige Ortstafeln aufgestellt werden. Ermöglicht 
hatte das Urteil der Politiker und Anwalt Rudi Vouk, 
der nach einer Selbstanzeige wegen zu schnellen 
Fahrens in einem einsprachig beschilderten Orts-
gebiet den Instanzenweg bis zum Höchstgericht 
gegangen war. Wütende Proteste der Kärntner 
Landesregierung. 

✹ Februar 2001: Antisemitische Äußerungen Jörg 
Haiders im Rahmen seiner Aschermittwoch-Rede 
in Ried gegen Ariel Muzicant, den Präsidenten der 
IKG Wien. Nach dem Wahlerfolg der FPÖ bei den 
Nationalratswahlen 1999 ist ein Anstieg antise-
mitischer Äußerungen zu beobachten.

✹ EU-Beitritt Österreichs.

✹ Eine Rohrbombe tötet in Oberwart vier 
burgenländische Roma. Franz Fuchs wird 
1999 als Einzeltäter für diesen Anschlag und 
für die Briefbomben verurteilt. In Erinnerung 
an die vier Opfer des Attentates wird 2000 in 
Oberwart ein Denkmal errichtet.

✹ Erstmalige Aufnahme von zwei Vertreter*in-
nen der steirischen Slowen*innen in den Volks-
gruppenbeirat, allerdings ohne Stimmrecht. Ab 
diesem Zeitpunkt gibt es für den Verein Artikel 
VII eine Bundesförderung. 

✹ Einrichtung des Nationalfonds der Republik 
Österreich für die Opfer des Nationalsozi-
alismus. Allen Gruppen von NS-Opfern wie 
etwa Euthanasieopfern, Homosexuellen oder 
vom NS-Regime als „asozial“ bezeichneten 
Verfolgten werden nun Pauschalzahlungen 
zugestanden.

✹ 10. Februar: Gründungsversammlung des 
Vereins TransX – Verein für TransGender 
Personen in Wien.

✹ Gründung des Integrationshauses in Wien, 
u. a. als Folge des Jugoslawienkrieges.

✹ Das Aktionskomitee „Österreich be-
hindert Menschen“ organisiert eine sie-
bentägige Mahnwache in Graz gegen die 
Verschlechterung der Lebenssituation 
behinderter Menschen.

✹ „Behinderte Menschen in Not“ (heu-
te „Behinderte Menschen Inklusiv“) 
veröffentlicht das Wiener Manifest als 
Reaktion auf Einsparungen im Behinder-
tenbereich.

✹ Die österreichische Bundesregierung 
verpflichtet sich, den Frauenanteil in 

Aufsichtsräten der Bundesunterneh-
men schrittweise zu erhöhen.
 
✹ Die Initiative Minderheiten feiert ihr 
20-jähriges Bestehen mit dem Symposi-
um „Sag, wie hast du’s mit der Sprache?“

✹ Die Novelle des Volksgruppengeset-
zes 2011 sieht im Verfassungsrang eine 
Lösung für die Kärntner Ortstafelfrage 
vor. In Ortschaften mit einem Anteil slo-
wenischsprachiger Bürger*innen von 
17,5 % und mehr sollen zweisprachige 
Ortsschilder aufgestellt werden.

✹ Dritter Nationalratspräsident 
Martin Graf (FP), „Alter Herr“ 
der rechtsextremen Burschen-
schaft Olympia, bezeichnet Ari-
el Muzicant als „Ziehvater des 
antifaschistischen Linksterro-
rismus“. Graf bleibt trotz einer 
Reihe von Rücktrittsforderun-
gen im Amt.

✹ Das Aufhebungs- und Re-
habilitationsgesetz hebt die 

„NS-Unrechtsurteile“ auf. Re-
habilitation homosexueller 
NS-Opfer. Unberücksichtigt 
bleiben Gerichtsurteile, die 

aufgrund der Strafbarkeit von 
Homosexualität in Österreich 
in der Zeit vor 1938 und nach 
1945 bis 1971 gefällt wurden.

✹ Eröffnung des neuen Campus 
der Israelitischen Kultusge-
meinde in Wien. Der Standort 
geht auf die ehemaligen Anla-
gen des jüdischen Sportvereins 
Hakoah zurück, der unter der 
NS-Herrschaft enteignet wurde. 

✹ Das Gesetz über die Eingetragene Partnerschaft 
tritt in Kraft. Gleichgeschlechtliche Paare haben aber 
weiterhin kein Recht auf Adoption und keinen Zugang 
zu den Standesämtern. Geringe Verbesserungen im 
Hinblick auf das Fremden- und Asylrecht. 
 
✹ Österreichweit mehren sich Proteste gegen (ge-
plante) Abschiebungen. Einige davon können erfolg-
reich verhindert werden.

✹ Im Herbst finden zahlreiche Demonstrationen von 
Menschen mit Behinderung und deren Angehörigen 
gegen das geplante Sparpaket statt.

✹ Start der Roma-Bildungsprojekte: „Roma an die 
Universität!“ (2010–2012) und „ROMBAS – Roma Bil-
dungs- und Ausbildungsstudie“ (2010–2016).

✹ Viel Glück! – ein transnationales Forschungs- und 
Ausstellungsprojekt der IM über die Migrationsent-
wicklungen im zentral- und südosteuropäischen 
Raum. Neben einer umfangreichen Publikation ent-
stehen die Kunstausstellung Living Across. Spaces 
of Migration und die Musikausstellung Grenzpegel. 
Kreativität und Kontroversen migrantischer Mu-
sikszenen.

✹ Vor dem Hintergrund der Aufnahme der 
EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 
sowie als Folgewirkung von 9/11 verstär-
ken sich Mitte der 2000er Jahre islamo-
phobe Tendenzen im öffentlichen Diskurs.

✹ 20. Sept.: Tod von Simon Wiesenthal. 
Gründung des Wiener Wiesenthal Instituts 
für Holocaustforschung.

✹ Aufnahme von aufgrund ihrer sexuellen 
Orientierung verfolgten NS-Opfern in das 
Opferfürsorgegesetz.

✹ Fremdenrechtspaket 2005 führt zu 
einer massiven Illegalisierung. Das abso-
lute Ausweisungsverbot für im Inland auf-

gewachsene Personen wird abgeschafft. 
Schubhaftbefugnisse werden ausgebaut 
(maximale Haftdauer von 10 Monaten und 
die Möglichkeit zur Zwangsernährung).

✹ Behindertengleichstellungspaket wird 
beschlossen: Dieses beinhaltet u. a. die 
verfassungsrechtliche Anerkennung der 
Österreichischen Gebärdensprache. Das 
Behindertengleichstellungsgesetz erlaubt 
lediglich die Feststellung einer Diskriminie-
rung, nicht jedoch deren Beseitigung.

✹ 26. Oktober: Eröffnung der Ausstel-
lung „geheim:sache leben – Schwule und 
Lesben im Wien des 20. Jahrhunderts“ 
in Wien.
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✹ Schaffung eines Volksgruppenbeirats 
für die slowakische Volksgruppe in Wien. 
Seit 1994 besteht auch für die tschechi-
sche Minderheitengruppe ein separater 
Minderheitenbeirat.

✹ Anerkennung der Wiener Ungar*innen 
als Teil der ungarischen Volksgruppe.

✹ Gründung des Wiener Integrationsfonds. 
2004 erfolgt die Umwandlung in die Magis-
tratsabteilung 17 – Integrations- und Di-
versitätsangelegenheiten.

✹ Rassistischer Anschlag auf eine Flücht-
lingsunterkunft in Traunkirchen/OÖ. Wei-
tere folgen: zuletzt 2010 Anschlag auf eine 
Flüchtlingsunterkunft in Graz. Zu Beginn 
der 1990er Jahre fordern in Deutschland 
rassistische Ausschreitungen vor allem 
gegen Menschen türkischer Herkunft zahl-
reiche Todesopfer. 

✹ Plakatkampagne der SPÖ „Gesetze statt 
Ausländerhetze“ als Reaktion auf die ras-
sistischen Anschläge in Deutschland.

✹ 5. Mai: Erster europäischer Protesttag 
zur Gleichstellung von Menschen mit Be-
hinderung.

✹ Asylgesetz 1991 löst Asylgesetz 1968 
ab. Einführung der Drittstaatenklausel: 
Einem Flüchtling, der aus einem „siche-
ren Drittstaat“ nach Österreich ein-
reist, wird kein Asyl gewährt. Laut 
parlamentarischen Materialien 
zum Asylgesetz soll Ver-
folgung aufgrund 

sexueller Orientierung unter Fluchtgründe 
im Sinne der GFK subsumiert werden.

✹ In der bis 1992 auch in Österreich gülti-
gen neunten Ausgabe der ICD (International 
Classification of Diseases) wurde Homose-
xualität unter dem Klassenkürzel 302.0 als 
eigene Krankheit definiert. In der folgenden 
Version ICD-10 scheint die Diagnose Homo-
sexualität endlich nicht mehr auf.
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✹ 16. Dezember: Anerken-
nung der Roma und Sinti als 
eigene Volksgruppe.  Am 31. 
Dezember erfolgt ein Schuss-
waffenattentat auf eine 
Veranstaltung des Romano 
Centro in Wien. Seit 1995 gibt 
es einen Volksgruppenbeirat 
der Roma.

1986

1987

1988

1989

1990

1991

✹ Der Verfassungsgerichtshof hebt 
Teile des Volksgruppengesetzes 1976 
auf. Kroatisch gilt ab sofort als zweite 
Amtssprache im Burgenland. In den 
folgenden Jahren spielt der VfGH eine 
immer wichtigere Rolle in der Minder-
heitenpolitik.

✹ Fall des „Eisernen Vorhangs“. Phantasien über Millionen 
von Arbeitskräften im Anmarsch. In den folgenden zwei Jahr-
zehnten kommt es zu kontinuierlichen Verschärfungen im 
Fremdenrecht. 

✹ Vergewaltigung in der Ehe wird unter Strafe gestellt. 
Ehemänner können auch ohne Scheidungsverfahren aus 
der gemeinsamen Wohnung gewiesen werden. 

✹ Gründung der Zentralen Minderheitenredaktion im ORF. 
Beginn der Sendung „Heimat Fremde Heimat“.

✹ Slowenische Organisationen beschicken erstmals seit 
1976 (Verabschiedung des Volksgruppengesetzes, das von 
slowenischen Organisationen nicht anerkannt wurde) den 
Volksgruppenbeirat zur Beratung der Bundesregierung.

✹ Grenzeinsatz des österreichischen Bundesheeres. 
Zunächst für „längstens zehn Wochen“ im Nordbur-
genland geplant, wird der Einsatz auf das gesamte 
Burgenland ausgeweitet und jährlich verlängert. 1992 
Grenzcamp in Rechnitz gegen den „Grenzeinsatz des 
Bundesheeres zur Flüchtlingsjagd“.

✹ Abwahl von Jörg Haider als Kärntner Landeshaupt-
mann, nachdem er im Landtag von der „ordentlichen 
Beschäftigungspolitik“ im „Dritten Reich“ spricht. In 
Folge bekennt sich Bundeskanzler Franz Vranitzky vor 
dem Nationalrat zur „Mitverantwortung für das Leid, 
das zwar nicht Österreich als Staat, wohl aber Bür-
ger dieses Landes über andere Menschen und Völker 
gebracht haben“.

✹ Novellierung des Gleichbehandlungsgesetzes und 
Einsetzung einer Anwältin für Gleichbehandlungsfragen.

✹ Mahnwache vor dem Stephansdom und mehrwö-
chiger Hungerstreik im Parlament für die Einführung 
des Pflegegeldes.

✹ Initiative Minderheitenjahr wird gegründet, 1994 erfolgt die Umbenennung 
in Initiative Minderheiten (IM). Die erste Ausgabe der Zeitschrift Stimme er-
scheint.

✹ Beginn des Jugoslawienkrieges. Der Bundesdachverband der jugoslawi-
schen Vereine in Österreich wird aufgelöst. Kroatische, bosnische, serbische 
und albanische Vereine entstehen.

✹ Gründung des Vereins Romano Centro, der österreichische sowie migran-
tische Roma vertritt. (1989 Gründung des ersten Roma Vereins in Oberwart.)

✹ Gründung der Gruppe Re`Uth – Vereinigung jüdischer Lesben und Schwuler 
in Wien. 

✹ Gedenkjahr 1938/1988. 
Eine internationale Histo-
rikerkommission stellt fest, 
dass der amtierende Bundes-
präsident Kurt Waldheim von 
Kriegsverbrechen am Balkan 
gewusst haben müsse. 

✹ Das Buch „Wir leben im 
Verborgenen. Geschichte 
einer Rom-Zigeunerin“ von 
Ceija Stojka erscheint. Immer 
mehr Roma beginnen sich als 
Minderheitenangehörige zu 
bekennen.

✹ Gründung des Jüdischen 
Museums Wien. (1972 Öster-
reichisches Jüdisches Muse-
um in Eisenstadt, 1991 Jüdi-
sches Museum in Hohenems).

✹ Gründung des Artikel-VII-Kul-
turvereins für die Steiermark, 
einer Vertretungsorganisation 
für die ansässige Minderheit 
der steirischen Slowen*innen. 
Bemühung um Anerkennung 
als eigene Volksgruppe. (1998 
Gründung des Kulturzentrums 
Pavel-Haus.)

✹ Manfred Srb zieht als ers-
ter selbst betroffener Behin-
dertensprecher der Grünen 
ins Parlament ein. 1994 folgt 
ihm Theresia Haidlmayr.

✹ Im Vorfeld der Bundesprä-
sidentschaftswahlen kommt 
es zu ersten internationalen 
Veröffentlichungen über die 
Kriegsvergangenheit Kurt 
Waldheims. Waldheim wird 
dennoch Bundespräsident, 
jahrelange Proteste folgen. 
Die öffentliche Auseinander-
setzung hat erstmals die In-
fragestellung der Opferthese 
zur Folge.

✹ Johanna Dohnal wird erste
Frauenministerin Österreichs.

✹ Gründung der Bundesarbeitsge-
meinschaft Homosexualität (später 
Grüne Andersrum) innerhalb der 
Grünen Partei. 1994 folgt SoHo (So-
zialdemokratie und Homosexualität).

✹ Terezija Stoisits (Grüne) zieht in 
den Nationalrat ein. Stoisits setzt 
sich bis zu ihrem Auszug 2007 kon-
sequent für Minderheiten- und Men-
schenrechtsanliegen sowie Migra-
tions- und Asylfragen ein. 

30 Jahre österreichische
Minderheitenpolitik 

Meilensteine | Errungenschaften | Rückschläge

W ir haben Eckdaten und zentrale Entwicklungen, die alle in Österreich lebende Minderheiten betreffen, in einer 
Timeline zusammengefügt. Ein Überblick über gesetzgeberische Maßnahmen sowie  zivilgesellschaftliche Kämpfe 

und Proteste zeigt: Es gibt durchaus Grund zur Freude, aber auch Ernüchterndes und viele Baustellen. Eine Rückschau 
auf die wichtigsten minderheitenpolitischen Ereignisse der vergangenen drei Jahrzehnte in Österreich. 

Bitte aufklappen

✹ Drei Schülerinnen und mehrere Famili-
enangehörige werden nach Georgien bzw. 
Armenien abgeschoben, die Protestakti-
onen werden von der Exekutive aufgelöst.

✹ Gründung der HÖR – Hochschüler*in-
nenschaft Österreichischer Rom*nja 
und Sinti*zze.

✹ Eröffnung der Ausstellung „Was wir 
fordern! Minderheitenbewegungen in 
Österreich“ in der Stadtbibliothek Inns-
bruck. 

✹ Auf dem Flughafen Wien in Schwechat 
wird das Mahnmal „Niemals vergessen“ 
für die Opfer der zwei dortigen Außenla-
ger des KZ Mauthausen enthüllt.

✹ Die neue Ausstellung „Entfernung – 
Österreich und Auschwitz“ wird im 
Museum Auschwitz-Birkenau eröffnet. 
Sie soll das Schicksal österreichischer 
Opfer in Auschwitz, aber auch die Mittä-
terschaft von Österreicher*innen bei den 
NS-Verbrechen darstellen.

✹ Einem Urteil des Verfassungsgerichts-
hofs folgend wird ab 1. Jänner 2019 ge-
gen den Widerstand der Regierungskoa-
lition aus ÖVP und FPÖ die „Ehe für alle“ 
eingeführt. Ebenfalls mit 1. Jänner 2019 
erlaubt, ist der Eintrag einer dritten Ge-
schlechtsoption als „divers“.

✹ Vorzeitige Auflösung von Türkis-Blau 
aufgrund der sogenannten „Ibiza“-Affäre“.

✹  Betreuung und Rechtsberatung von 
Asylwerber*innen wird künftig von einer 
staatlichen Agentur übernommen.

✹ Verbannung externer Sexualpädago-
gik aus österreichischen Schulen.

✹ Erste feministische Klimakonferenz 
in Wien.

✹  „Was wir fordern! Zwei Abende mit 
Minderheitenaktivist*innen“, veranstal-
tet von der Initiative Minderheiten in Ko-
operation mit dem Haus der Geschichte 
Österreich (hdgö).

✹ Inkrafttreten des Integrationsgesetzes, das 
ein Integrationsjahr für anerkannte Flüchtlinge 
und ein Vollverschleierungsverbot in der Öffent-
lichkeit enthält.

✹ Tagung der Initiative Minderheiten „Flucht 
und Bildung“ in Kooperation mit dem Zentrum 
für LehrerInnenbildung und dem Institut für Bil-
dungswissenschaft der Universität Wien. 

✹ Gründung des RegenbogenFamilienZent-
rums, Anlaufstelle für gleichgeschlechtlich lie-
bende Eltern und ihre Kinder sowie lesbische, 
schwule, bi-, trans- oder intersexuelle Men-
schen mit Kinderwunsch.

✹ Der Bosnienkrieg jährt sich zum 25. Mal.

✹ Enthüllung des sog. Weinstein-Skandals und 
Beginn der #MeToo-Bewegung.

✹ 100 Jahre Frauenwahlrecht.

✹ Erneute ÖVP-FPÖ-Koalition 
unter dem Führungsduo Kurz/
Strache. 

✹ #nichtmituns: Eine Allianz ge-
gen Racial Profiling wird gegrün-
det.

✹ 20 Jahre Radio Stimme.

✹ Ab 4. November gehen Men-
schen wöchentlich auf die Stra-
ße, um gegen die ÖVP-FPÖ Regie-
rung zu demonstrieren.

✹ Tagung „Gemeinsame Sache. 
Was eine Gesellschaft zusam-
menhält“ der Initiative Minderhei-
ten, des Verbandes Österreichi-
scher Volkshochschulen und des 
lernraum.wien.
 
✹ Auftakt des internationa-
len Filmfestivals Inncontro der 
Initiative Minderheiten Tirol.
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✹ Rechtsextremes Attentat in Hanau mit 
neun Opfern: 
Gökhan Gültekin, Sedat Gürbüz, Said Nes-
ar Hashemi, Mercedes Kierpacz, Hamza 
Kurtović, Vili Viorel Păun, Fatih Saraçoğlu, 
Ferhat Unvar, Kaloyan Velkov.
#saytheirnames

✹ 100 Jahre Behindertenbewegung.

✹ Tötung von George Floyd in Minneapolis 
durch einen weißen Polizisten. Großflächi-
ge Proteste in den Vereinigten Staaten und 
weltweit gegen Polizeigewalt und Rassis-
mus unter dem Motto „Black Lives Matter“. 
Auch in Wien gehen ca. 50.000 Menschen 
auf die Straße. 

✹ Seit 1. September können Nachkommen 
von Opfern des NS-Regimes mit auslän-
discher Staatsbürgerschaft per soge-
nannter Anzeige auch die österreichische 
Staatsbürgerschaft erhalten.

✹ Bundespräsident Alexander Van der 
Bellen entschuldigt sich zum 100. Jahres-
tag der Kärntner Volksabstimmung bei der 
slowenischen Minderheit „für das erlittene 
Unrecht“.

✹ Beginn des „Black Voices“-Volksbegeh-
rens, das einen nationalen Aktionsplan ge-
gen Rassismus fordert.

✹ Eröffnung der Ausstellung „Nach der 
Flucht.  Aus Ex-Jugoslawien nach Wien 

– Geschichten von Geflüchteten in den 
1990er Jahren“ in der Hauptbücherei Wien.

✹ Terroranschlag in Wien mir vier Toten 
und 23 teilweise schwer Verletzten, die Tat 
wird als islamistisch motiviert eingestuft.

✹ Die Zahl der Einbürgerungen fällt im 
Corona-Jahr auf den Tiefststand: 2020 
bekamen 15,2 Prozent weniger Menschen 
die österreichische Staatsbürgerschaft als 
im Jahr davor. Mit 8.996 Personen betrug 
die Einbürgerungsrate nur 0,6 Prozent.


